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Auch wenn sich diese Kritik als «linke Kritik»,
d. h. links von Moskau verstehen würde, so
arbeitet sie doch mit genau den gleichen
Argumenten und rechtfertigt die Intervention
mindestens indirekt. Wo bleibt da die einheitliche
Verurteilung durch den SDS, die APO?
Ausserdem ist der mehrheitlich spontan-emotionalen

Verurteilung der Intervention sehr bald ein
Differenzierungsprozess der Meinungen
gefolgt, aber in der Richtung, dass man durchaus

Gründe gefunden hat, die das sowjetische
Vorgehen «erklärlich erscheinen lassen».

Die Frage nach den intellektuellen Versäumnissen

der Neuen Linken bleibt damit weiter
gestellt. Diese hatte die Chance, den kühnen
Versuch der Tschechen und Slowaken zu
begreifen und ihn zur eigenen Sache zu machen.
Doch während man in der CSSR unter
schwierigsten Bedingungen die Reform zu
verwirklichen suchte, gefiel sich die Neue Linke
in revolutionärer Gestik. Während man dort
die Liberalisierung des Systems und die
Tolerierung des Andersdenkenden forderte, erklärte
man hierzulange Toleranz und Liberalität zum
Feind der Revolution.

Dass diese Feststellung nicht nur für die
linksradikalen Studenten gilt, sondern auch für
einen Teil der Schriftsteller, zeigt das Urteil
von Hans Magnus Enzensberger (Kursbuch
Nr. 13, «Die Studenten und die Macht») über
die Prager Studentenbewegung: «Die Dokumente

zeugen von einem äusserst beschränkten
Horizont. Ihre politische Substanz ist dürftig.
Die DDR gilt als Aussenfeind. Sympathien im
eigenen Lager richten sich allenfalls auf
Jugoslawien und Rumänien. Die kubanischen und
chinesischen Vorstellungen und Erfahrungen
werden ignoriert oder pauschal abgelehnt.»

Ausgehend von der Stellung der Neuen Linken
zur sowjetischen Intervention wäre dann auch
der Vorwurf der Kalten Krieger zu überprüfen,
die die

Neue Linke als «Reservearmee
des Weltkommunismus»
bezeichnen. (Nur nebenbei sei bemerkt, dass

diese auch ihren Anteil an der Renaissance der

Kalten Krieger hat.) Auch wenn die Neue
Linke den sowjetischen Bürokratismus ablehnt,
auf eine faktische Zusammenarbeit mit ihm
verzichtet, so besteht immer noch eine beträchtliche

theoretische Affinität. Ausserdem und
vor allem kann sie durchaus sehr nützliche
Dienste für die Sowjetunion leisten — zum
Beispiel, indem deren Vorgehen in der CSSR
als teilweise begründet ausgegeben wird. Sie
hätte damit ihre propagandistische Funktion im
Westen erfüllt. Böse Zungen und Kalte Krieger
pflegen dies als politische Naivität zu bezeichnen.

Kaller Krieg und Entspannungspolitik
Die «lustvolle Wiedererweckung des Kalten
Krieges» ist zumindest als «Wiedererwek-
kung», zum Teil und temporär vorhanden
gewesen. Auf die «grosse Politik» ist sie jedoch
ohne Einfluss geblieben (s. Fortsetzung des

amerikanisch-sowjetischen Raketengesprächs
und der gaullistischen Europapolitik z. B.). Zur
Entspannungspolitik: Sicher ist das Memorandum

von Sacharow ein Aufruf an Ost und West,
aus den Denkschemata herauszufinden zur
globalen Kooperation. Sacharow selbst (man
würde ihn übrigens besser dann korrigierend
zitieren, wenn man ihn ganz gelesen hat)
betont ja, dass die Bedingungen dazu gerade in
der Sowjetunion nicht existieren, auf deren
gegenwärtige Tendenzen zum Faschismus er
hinweist. Doch — Kooperation setzt zwei
entspannungswillige und kooperationsbereite Partner
voraus! Der Auflockerungs-, Entspannungspro-
zess in den beiden Bündnissystemen beruht
aber nicht auf Gegenseitigkeit, denn für die
Sowjetunion ist die Bereitschaft dazu nicht
gegeben. Europa ist weit von einer Entpolarisierung

der Blöcke entfernt, und die tatsächliche
Entwicklung verläuft als Differenzierung innerhalb

der Blöcke. Was nicht heissen will, dass
eine Entspannungspolitik nicht trotzdem
angestrebt werden soll. Aber hier sind wir durchaus
Marxisten, wir sagen nämlich, dass die Praxis
Kriterium der Wahrheit ist. Und dann sehen
wir eben die Okkupation der CSSR und nicht
einen sowjetischen Versuch, mit seinen
osteuropäischen Nachbarn zu einem Ausgleich zu
finden!

Dass auch eine einseitige Entspannungspolitik
keine Auflockerung im Osten zur Folge hat, dafür

ist die gaullistische Aussenpolitik ein
schlagendes Beispiel. Frankreichs Politik der
Vorleistungen gegenüber der Sowjetunion durch
einen Abbau seiner vertraglichen Bindungen im
Westen (z. B. Austritt aus dem Nordatlantikpakt)

hat im Warschauer Pakt keine
Parallelwirkungen erzielen können. Die französische
Unterstützung der osteuropäischen
Emanzipationsbestrebungen findet da ihre Grenze, wo
vitale Sicherheitsinteressen der Sowjetunion
verletzt werden. Wo blieb die rumänische
Unabhängigkeit nach der Intervention in die CSSR?
Nirgends. Ohne eine echte sowjetische Bereitschaft

bleibt die globale Kooperation auf das
beschränkt, was heute praktiziert wird, nämlich
auf einen Raketendialog aus zwingenden
rüstungstechnologischen und haushaltspolitischen

Notwendigkeiten.

Zur Meinungsäusserungsfreiheit
Am meisten beeindruckt hat uns in Ihrem
Leserbrief aber der Wunsch nach einer Zeit, in
der «Kommentatoren nicht mehr so risikolos
auf eine unbequeme Opposition hetzen können».
Mit andern Worten: Sie wünschen sich eine
ideologische Zensur. Dazu der von Ihnen
zitierte Atompliysiker Sacharow: «... dass die
Menschheit unbedingt geistige Freiheit
braucht», die «Freiheit unvoreingenommener
und furchtloser Debatte». «Die Gedankenfreiheit

bedarf daher der Verteidigung aller
denkenden und aufrichtigen Menschen» (Memorandum

S. 5). Die ideologische Zensur bezeichnet

er als «Lieblingswaffe bürokratischer
Oligarchien»! Dürfen wir Sie ausserdem daran
erinnern, dass die linke, kritische Theorie mindestens

ebensoviel Selbstkritik fordert wie Kritik
an den bestehenden Verhältnissen. Liest man
ihren letzten Absatz, so wird man den
Eindruck nicht los, als käme durch Sie nicht etwa
eine Aera des demokratischen Sozialismus auf
uns zu, sondern vielmehr eine Zeit neuer
Disziplinierung und Reglementierung, in der
wenige, dafür Auserwählte im Besitze der historischen

Wahrheit sind, in deren Namen — wie
schon gehabt — der Zweck wieder einmal alle
Mittel heiligt. Erna Wolfensbcrger

In Kürze
estlichen Pressemeldungen zufolge sollen so-
ietische Wissenschafter die Errichtung eines
erbindungskanales zwischen dem Asowschen
id dem Kaspischen Meer vorgeschlagen haben,

r das zwischen den beiden Gewässern bestende

natürliche Gefälle von 28 Metern voll àus-
itzen könnte. Damit würde endlich eine wirk-
me Möglichkeit geboten, den ständig sinken-
:n Wasserspiegel des Kaspischen Meeres wieder

heben und seinen steigenden Salzgehalt, was
reits zu einer Verringerung der Fischbestände
hrte, zu vermindern.

sr Kanal soll in Etappen entstehen und mit
ilfe von Saugbaggern ausgehoben werden. Die
is dem Asowschen ins Kaspische Meer strömen-
n Wassermengen werden den Berechnungen
folge grösstenteils der Westküste des Kaspi-
hen Meeres folgen und die nördlichen Gebiete

mit ihren starken Fischschwärmen nicht berühren.
Die bisherigen Projekte zur Aufrechterhaltung
des Wasserspiegels im Kaspischen Meer sahen
u. a. die Umleitungen von Flüssen im Norden
in die Wolga vor.

*

Radio Peking berichtet u. a. über die wachsenden

Schwierigkeiten bei der «Umerziehung» der
Intellektuellen an der Pekinger Universität.

Die Pekinger Universität sei ein Institut des
gehobenen Wissens, das durch Feudalismus, Kapitalismus

und Revisionismus schwer vergiftet sei.

Viele bekannte Professoren lehrten an dieser
ältesten Universität Chinas. Einige von ihnen seien

Autoritäten in der bourgeoisen akademischen
Welt.
In dieser schwierigen Situation hätten die
Studenten und Fakultäten ihre eigene spezielle Ideologie

entwickelt. Eine Reihe von Professoren
hätten sich im Schreiben von Artikeln gegen den

Marxismus-Leninismus und die Lehren Mao
Tse-tungs spezialisiert.

*
Im laufenden Jahr 1969 sollen weitere 5000

junge Ungarn als «Gastarbeiter» nach
Ostdeutschland geschickt werden, obwohl es bei der
Rekrutierung der Arbeitskräfte offensichtlich
Schwierigkeiten gibt. Das ungarische
Gewerkschaftsorgan «Nepszava» schreibt dazu: «Die
Rekrutierung der Jugendlichen zur Arbeitsleistung
in der DDR stösst bei den betroffenen Betrieben,
die dadurch Arbeitskräfte verlieren, auf
Widerstand».

Das Gewerkschaftsorgan berichtet weiter, dass
im vergangenen Jahr ebenfalls 5000 junge
Ungarn in Ostdeutschland, vorwiegend in der
Maschinenbau- und der elektrotechnischen Industrie,

ihre Arbeit aufgenommen hätten.

Von den bisher der DDR überlassenen
Jungarbeitern seien 368 in die Heimat zurückgesandt
worden, 50 Prozent wegen physischer Mängel,
der Rest wegen «undisziplinierten Benehmens»,
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